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SDG Sustainable Development Goals der UNO
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WEKO Wettbewerbskommission

1ZA Internationale Zusammenarbeit

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
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OIF Organisation International de la Francophonie

VISOS Verordnung Uber das Bundesinventar der schitzenswerten Ortsbilder
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ZDA Zentrum fur Demokratie Aarau

AG Aktiengesellschaft

BAK Bundesamt fur Kultur

ONU Organisation des Nations unies

AELE Association européenne de libre-échange

LMP Loi fédérale sur les marchés publics
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OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

Mitte Juni 2015 legte der Bundesrat seinen Bericht zum Postulat der FDP-Fraktion vor,
das eine Klarung des Verhéltnisses zwischen Volkerrecht und Landesrecht gefordert
hatte. Die Regierung anerkannte im Fazit ihres Berichtes, dass insbesondere im
Verhéltnis zwischen Volksinitiative und Vodlkerrecht eine zunehmende Problematik
bestehe. Eine Hierarchisierung oder eine Vorrangregel von Landesrecht sei allerdings
kaum ohne negative Auswirkungen auf die Glaubwdrdigkeit der Schweiz als verléssliche
Vertragspartnerin moglich. Der Bundesrat schlug indes vor, dass jeweils vor der
Verabschiedung eines Erlasses oder vor Abschluss eines Vertrages die Konsequenzen
flr Volker- bzw. Landesrecht eruiert werden sollten, um bereits bei der
Verabschiedung Klarheit zu schaffen, ob Unvereinbarkeiten bestiinden und wie diese
allenfalls beseitigt werden mussten.

Zur Frage nach einem moglichen obligatorischen Referendum bei Staatsvertragen mit
verfassungsméssigem Charakter ging der bundesrétliche Bericht auf das bestehende
«Referendum sui generis» ein. Es gebe ja bereits ein obligatorisches
Staatsvertragsreferendum, das bei Vertragen Anwendung findet, mit denen die Schweiz
Mitglied von supranationalen Organisationen werden soll. Dem fakultativen
Staatsvertragsreferendum unterstehen Vertrage, die unbefristet und unkindbar sind.
Dartber hinaus bestehe aber auch ein ungeschriebenes Verfassungsrecht: Dieses
«Referendum sui generis» konne dann zur Anwendung gelangen, wenn ein Vertrag eine
so grosse Bedeutung habe, dass ihm Verfassungsrang zukomme. Dies habe man sich
beispielsweise beim Schengen- und Dublin-Assoziierungsabkommen Uberlegt, damals
aber verworfen. Falls je nach einem allfalligen Austritt ein Wiederbeitritt in die
Europaische Menschenrechtskonvention nétig ware, dann wirde dieser beispielsweise
einem obligatorischen Referendum unterstellt werden. '

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Au mois de juin 2019, le Conseil fédéral publiait son rapport en réponse au postulat
déposé par la CPE-CE pour davantage de <«consultation et de participation du
Parlement dans le domaine du droit souple (soft law)». Selon les conclusions de
I'exécutif fédéral, la création de nouvelles bases |égales ne s'avere pas nécessaire. «La
demande d’association accrue du Parlement [...] peut eltre reQalisede al I'aide de
mesures concrelltes, dans le cadre des instruments existants, notamment de I'art. 152
de la LParl et de I'art. 5b de 'OLOGA.» Le rapport fait également état de trois mesures
pragmatiques, destinées a garantir, en toute transparence, I'association du Parlement
aux projets de droit souple: renforcement de la consultation des commissions
compétentes, amélioration du poids et de la lisibilité des dossiers de droit souple
importants pour la Suisse dans le contexte de la publication des listes des activiteOs de
politique europellenne et de politique extelrieure ainsi que des listes all I'intention
d’autres commissions parlementaires et, finalement, présentation réguliere aux
commissions des informations et des rapports relatifs au droit souple. 2

Jahresriickblick 2020: Aussenpolitik

Nebst dem Dauerbrenner «Institutionelles Rahmenabkommen>» hielten auch die
Auswirkungen der Corona-Krise im Bereich der Aussenpolitik das Parlament und den
Bundesrat auf Trab. Sie waren aber beileibe nicht die einzigen Themen, welche die
Schweizer Aussenpolitik im Jahr 2020 pragten.

Mitte Méarz beschloss der Bundesrat aufgrund der Corona-Pandemie die Einfiihrung von
Schengen-Grenzkontrollen - und damit faktisch die Schliessung der Grenzen - zu allen
Nachbarlandern mit Ausnahme Liechtensteins. Diese Restriktionen wurden in den
darauffolgenden Wochen auf die Schengen-Aussengrenzen und Flige aus séamtlichen
Schengen-Staaten ausgeweitet. Kurz darauf ergriff das EDA erste Massnahmen, um den
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im Ausland gestrandeten Burgerinnen und Bulrgern die Rlckreise in die Schweiz zu
erleichtern. Da diese Massnahmen bereits nach wenigen Tagen nicht mehr ausreichten,
da abgesagte Flige und geschlossene Grenzen die eigenstandige Ruckreise
verunmaoglichten, initiierte das EDA die bis anhin grosste Riickholaktion von Schweizer
Reisenden aller Zeiten. Im Rahmen dieser Aktion fihrten Edelweiss und Swiss bis Ende
April Repatriierungsflige fir rund 7000 Personen durch. Mit dem Abflachen der ersten
Infektionswelle wurde im Mai rasch der Ruf nach einer méglichst baldigen Offnung der
Grenzen zu Deutschland und Frankreich und der Wiederherstellung der
Personenfreizlgigkeit laut. Trotz des Dréngens der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier fuhrte der Bundesrat Lockerungen erst wie geplant im Juni ein.

Das Evergreen der Schweizer Aussenpolitik, das institutionelle Rahmenabkommen,
geriet ob der Corona-Krise bisweilen fast ein wenig in Vergessenheit, gewann aber
spatestens nach der Ablehnung der Begrenzungsinitiative an der Urne wieder an
Bedeutung. Das hatte einerseits mit einer Erklarung der Sozialpartner zu tun, welche
sich nicht hinter die zuletzt vorgestellte Fassung des Rahmenabkommens stellen
wollten. Andererseits sorgte aber vor allem auch die Absetzung des bisherigen EU-
Chefunterhandlers - Roberto Balzaretti - und die damit einhergehende Ernennung von
Livia Leu zur neuen Staatssekretérin und Chefunterhandlerin fir mediale Schlagzeilen.
Wahrend zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier den Nutzen des Wechsels
in Frage stellten und den Bundesrat flr seinen Personalverschleiss kritisierten, zeigten
Vertreter der EU wenig Verstandnis fir erneute Verzogerungen aufseiten der Schweiz.
Durch die Annahme eines Postulats Nussbaumer(sp, BL; Po. 18.3059) forderte das
Parlament vom Bundesrat derweil die Moglichkeit der parlamentarischen Mitwirkung in
den Angelegenheiten Schweiz-EU, sofern das Rahmenabkommen angenommen werden
sollte. Deutlich weniger polarisierend waren die Genehmigung und Umsetzung des
Europaischen Reiseinformations- und Genehmigungssystems fur den Schengen-Raum
sowie eine notig gewordene Anderung des Auslander- und Integrationsgesetzes, die
vom Standerat einstimmig angenommen wurden.

Neben diesen zwei zentralen Aspekten tat sich aber in der Aussenpolitik 2020 noch
einiges: Begonnen hatte das aussenpolitische Jahr im Januar mit der Veroffentlichung
der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023, die erstmals im Rahmen eines
interdepartementalen Prozesses erarbeitet worden war, um die Koharenz zwischen
Innen- und Aussenpolitik zu verbessern. Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung bildeten die vier inhaltlichen Schwerpunkte der
Strategie. Im Februar folgte sodann die Strategie der internationalen Zusammenarbeit
2021-2024, welche den Handlungsrahmen fur die Bereiche der
Entwicklungszusammenarbeit, der humanitéren Hilfe, der Férderung des Friedens und
der menschlichen Sicherheit vorgab. Im Vergleich zur Strategie der Vorperiode (2017-
2020) wurden die Beendigung der extremen Armut und die Bekdmpfung des
Klimawandels starker gewichtet.

Von besonderer Bedeutung flur die Schweizer Aussenpolitik ist traditionsgemass die
Rolle der Schweiz in internationalen Organisationen aber auch als Sitz ebenjener. Die
Kandidatur fiir ein nichtstdndiges Mandat im UNO-Sicherheitsrat 2023/24
beschéftigte das Parlament im abgelaufenen Jahr auf ganz unterschiedliche Weise.
Wéhrend Roland Biichel (svp, SG) noch immer fir einen Verzicht auf die Kandidatur
kampfte, sorgte sich die Aussenpolitische Kommission des Standerats vor allem um den
Einbezug des Parlaments im Falle eines Erfolgs. Fur den Bundesrat stand die Kandidatur
ausser Frage, was er unter anderem durch die Erwahnung in der Aussenpolitischen
Strategie zementierte. Er argumentierte Uberdies, dass das Mandat nicht zuletzt auch
der Standortférderung des internationalen Genfs diene. Die Wettbewerbsfahigkeit
Genfs wurde 2020 auch durch die Finanzhilfen an die Internationale Fernmeldeunion
und die Strategie zur Digitalaussenpolitik, mit welcher Genf zum Zentrum der
internationalen Gouvernanz im Bereich Cyberspace gemacht werden soll, geférdert. Die
SVP bemihte sich zudem um den Rickzug der Schweiz vom UNO-Flichtlingspakt und
eine Senkung des Finanzbeitrags an die UNRWA, fand aber keine Unterstltzung Uber die
Fraktionsgrenzen hinaus.

In der Entwicklungspolitik gaben vor allem die Kapitalerhéhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank Anlass zu ausfuhrlichen Ratsdebatten. Zwei
Minderheiten der Ratsrechten setzten sich fur ein Nichteintreten ein und begrindeten
ihre Ablehnung unter anderem mit der finanziellen Belastung der Schweiz in der
Corona-Krise, die solche Ausgaben nicht zuliesse. Im Endeffekt nahmen beide Rate die
Krediterndhungen an, genauso wie einen von der APK-NR beantragten Nachtragskredit
fur die humanitére Hilfe.
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Ferner beschéftigte sich das Parlament ausgiebig mit dem Umgang der Schweiz mit dem
Brexit. Im Rahmen der sogenannten Mind-the-Gap-Strategie setzten sich die Rate
unter anderem mit einem Abkommen zur Fortsetzung der Personenfreizigigkeit
auseinander und loteten eine vertiefte wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem
Vereinigten Kdnigreich aus. In beiden Fallen sprach sich das Parlament mit grosser
Mehrheit fir die Kooperation mit Grossbritannien aus.

Im Nachgang des 2019 geféllten EDA-Entscheids zu den Tatigkeiten der Pilatus AG in
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten ver&ffentlichte der Bundesrat
Anfang Jahr einen Bericht zur Uberpriifung des Bundesgesetzes (iber die im Ausland
erbrachten  Sicherheitsdienstleistungen. Er  beschloss die Prifung einer
Gesetzesrevision, weshalb im Juni eine Motion der SIK-NR zur gleichen Thematik
abgelehnt wurde.

Wenn auch inhaltlich nicht sonderlich bedeutsam, war die schiere Menge an
Anpassungen von Doppelbesteuerungsabkommen im Jahr 2020 dennoch
bemerkenswert. Grund fir die Anderungsprotokolle waren die neuen OECD-
Mindeststandards, denen sich die Schweiz im Rahmen des BEPS-Ubereinkommens
bereits im vergangenen Jahr unterworfen hatte. Zudem genehmigte das Parlament auch
das lange Zeit sistierte Doppelbesteuerungsabkommen mit Saudi-Arabien.

Obwohl  die Genfer Standesinitiative fur ein  Referendum  Uber das
Freihandelsabkommen mit Mercosur (Kt.lv. 19.313) im Mé&rz noch klar vom Stédnderat
abgelehnt worden war und sich mehrere Kantone bereits im vergangenen Jahr erfolglos
gegen das Freihandelsabkommen mit Indonesien gewehrt hatten, zeichnete sich
allméhlich ein Wandel in der Schweizer Aussenwirtschaftspolitik ab. Im Juni kam es mit
dem erfolgreichen Referendum gegen das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit
Indonesien nun zu einer Anomalie in der Schweizer Wirtschaftspolitik. Erst einmal hatte
die Bevdlkerung Uber ein Abkommen im Bereich der Aussenwirtschaft abstimmen
kénnen - wobei die Abstimmung Uber den EWR dem ausserordentlichen
obligatorischen Referendum unterlegen hatte - und noch nie war bisher ein
fakultatives Referendum zu einem Freihandelsabkommen zustande gekommen.

Die Corona-Krise wirkte sich erwartungsgemass auch auf die Themenkonjunktur in den
Zeitungen aus. So sank die Zahl der aussenpolitischen Artikel von Uber 10 Prozent im
Dezember 2019 auf 4 Prozent im April 2020. Wenig erstaunlich waren Artikel zu
zwischenstaatlichen Beziehungen Uberaus stark vertreten, was sich mit den
Grenzschliessungen/-6ffnungen und den Quarantédnebestimmungen erkldren lasst.
Gegen Jahresende nahm die Berichterstattung zu Europa, die im Vergleich zu den
Vorjahren unterdurchschnittlich ausfiel, etwas zu. Grund hierfGr war das
Rahmenabkommen, dessen Verhandlung nach der  Abstimmung zur
Begrenzungsinitiative weiter vorangetrieben wurde. *

Beziehungen zur EU

Im Auftrag eines Postulates der Aussenpolitischen Kommission des Sténderats
veroffentlichte der Bundesrat einen Bericht Uber die Unterzeichnung und Ratifikation
der Europdischen Sozialcharta (ESC). Darin wurde der Ubereinstimmungsgrad der
Schweizer Rechtsordnung mit den Bestimmungen der ESC dargelegt. *

Beziehungen zu internationalen Organisationen

De cette attitude négative, prétendent certains, ce n'est pas le peuple le responsable,
mais le gouvernement qui a longtemps considéré la politique étrangere comme son
affaire exclusive, en évitant de se référer au Parlement et aux citoyens. Si les autorités
ont maintenant changé de point de vue, il faudra davantage de temps pour modifier les
habitudes de la masse. Le Conseil fédéral s'en est rendu compte a propos de
I'adhésion de la Suisse a I'Organisation des Nations Unies. Dans son rapport (MCF
10277), publié le 30 juin, il propose & I|'Assemblée fédérale de ne pas solliciter
actuellement I'entrée de la Suisse au palais de Manhattan, car, dit-il, «le peuple suisse
est resté, dans sa majorité, plutot sceptique ou indifférent envers les Nations Unies».
Une enquéte d'opinion publique, menée par un organisme privé, a effectivement
montré que 33 pourcent seulement de la population était favorable a I'adhésion de la
Suisse, que 47 pourcent s'y opposait et que 20 pourcent s'en désintéressait. D'autre
part, une pétition de I'Union européenne de Suisse, lancée en 1968 et close en 1969, en
faveur de cette adhésion, n'a obtenu que 15'000 signatures, alors que les initiateurs
prétendaient en récolter au moins 100'000. Elle jouissait de I'appui de I'Alliance des
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Indépendants, tandis que le Parti des paysans, artisans et bourgeois la désapprouvait.
De leur coté, I'Association suisse pour les Nations Unies, la Société suisse de politique
étrangere et I'Union européenne priérent le Conseil national d'accepter le rapport
gouvernemental. Ce qu'il fit a I'unanimité a la session d'automne, tout comme le
Conseil des Etats a celle d'hiver. C'est que le document, tout en rejetant une adhésion
immeédiate a I'ONU et en proposant un rapprochement progressif comme prélude a une
entrée prochaine au Palais de verre, a frappé par la qualité des nuances et le sens du
compromis. «Chant du cygne», «Testament politique», il a marqué le dernier acte
important de notre ministre des Affaires étrangeres, W. Spuhler, démissionnaire. Le
socialiste zurichois avait habilement préparé sa sortie par une «valse hésitation» fort
bien orchestrée. Les voeux du chef du Département politique se concrétisérent du
reste tout au long de I'année. Geneéve vit s'accroitre son réle de centre international par
un prét de CHF 61 millions en vue de I'agrandissement du Palais des Nations, et par
deux crédits, I'un de 30 millions (MCF 10272) et I'autre de CHF 1'250'000, ce dernier
destiné au soutien financier de divers instituts, fonds et programmes spéciaux des
Nations Unies dans le domaine économique et social (MCF 10266). Par ailleurs, la Suisse
a poursuivi son soutien a l'action de I'ONU & Chypre par une contribution de CHF
900'000.

KONSO, Institut des consommateurs et d'analyses sociales SA, Bale. Enquéte patronnée
par la Banque Populaire Suisse a I'occasion de son centenaire et exécutée par Erich
Gysling. Echantillon: 2'600 personnes. Les résultats ont indiqué que la jeunesse, la
Suisse romande et les grandes et moyennes agglomérations (plus de 10'000 habitants)
étaient respectivement plus favorables que les générations plus agées, la Suisse
alémanique et les petites agglomérations.

Une illustration de la volonté du Conseil fédéral de se rapprocher davantage de la
communauté internationale nous est donnée par la nouvelle procédure de ratification
qu'il a proposée dans le domaine des conventions internationales du travail. Dans un
rapport (MCF 10256) du 16 avril a I'Assemblée fédérale, il a déclaré en effet qu'il avait
adopté jusqu'a présent une attitude plus réservée que ne l'exigeait la situation
juridique et que, désormais, il pensait «aller un peu plus loin» en soumettant a la
ratification tout accord coincidant, dans les grandes lignes, avec la législation en
vigueur en Suisse, dans I'idée que les lacunes de celle-ci seraient comblées «au plus
vite» dans le sens des dispositions contenues dans le dit accord.

La démarche du gouvernement, malgré les critiques des milieux d'employeurs et les
objections présentées par quelques radicaux, a été approuvée sans opposition par les
Chambres. °

Diese scharfe Kritik bezog sich unter anderem auch auf das bundesratliche Lavieren in
der Frage des Beitritts der Schweiz zu den Vereinten Nationen. Nachdem bereits 1969
und 1971 zu diesem Thema rapportiert worden war, unterbreitete nun der Bundesrat
dem Parlament einen dritten Bericht Gber das Verhéltnis der Schweiz zur UNO (BRG
77.049). Gestutzt auf die Empfehlungen der Konsultativkommission, die ihre Arbeiten
1976 abgeschlossen hatte, tat er seine Uberzeugung kund, dass unsere Mitgliedschaft in
der Weltorganisation eine notwendige Erganzung zur bisherigen Aussenpolitik
darstellen und dem wohlverstandenen Interesse des Landes dienen wurde. Im Ausland
schwinde das Verstandnis fir den Sonderfall Schweiz, und wenn wir unsere
wirtschaftliche und politische Stellung in der Welt bewahren wollten, so sei ein weiteres
Fernbleiben von diesem nunmehr universalen Forum nicht mehr langer verantwortbar.
Diese deutlich formulierte Einsicht in die internationale Notwendigkeit verband der
Bundesrat allerdings mit einer um nichts weniger ausdrucklichen Ricksicht auf die
isolationistische Volksmeinung, welche einem UNO-Beitritt noch negativ gesonnen
scheint, weshalb sich denn die Exekutive vorbehielt, den geeigneten Zeitpunkt fur das
Abstimmungsprozedere erst spater zu bestimmen. Vorerst sollten nun Einstellungen
und Beweggriinde der Stimmblrger anhand einer wissenschaftlichen Meinungsumfrage
getestet und die Wissenslicken mit Hilfe einer popular gehaltenen, sachlich
orientierenden Broschure geschlossen werden.

Wie isolationistisch die 6ffentliche Meinung in der Schweiz auch immer sein mag, die
veroffentlichte Meinung jedenfalls begrusste bis auf wenige konservative Stimmen den
Grundsatzentscheid des Bundesrates, den Beitritt unseres Landes zu den Vereinten
Nationen anzustreben.

Die meisten Blatter kritisierten indessen die landesvaterliche Mutlosigkeit, die weder
emotionelle Vorurteile gegen die UNO noch grundsatzliche Gegnerschaft abbauen
helfe. Eine Volksabstimmung sei immer noch die beste Form der Meinungsumfrage, und
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erst in ihrem Vorfeld konnten Aufklarung und Willensbildung tatkraftig gefordert
werden. Es gehe auch nicht darum, durch die Verhinderung eines negativen
Volksverdikts aussenpolitisch das Gesicht zu wahren, da die Schweiz ein solches kaum
mehr zu verlieren habe. Die Volkskammer nahm als Erstrat in zustimmendem Sinne
Kenntnis vom dritten UNO-Bericht, verband diese Billigung aber mit der
unmissverstandlichen Bitte, der Bundesrat moége den Souveran «im nachstmaoglichen
geeigneten Zeitpunkt» Uber die Beitrittsfrage befinden lassen. Damit einigte sich der
Nationalrat auf eine Kompromissformel, die die Regierung zur beschleunigten
Behandlung des Geschéafts ermuntern sollte, ohne sie jedoch vorschnell unter massiven
Druck zu setzen.

Die Rate genehmigten ein Zusatzdarlehen an die Immobilienstiftung fiir internationale
Organisationen (FIPOI) (BRG 77.016), um die Vollendung des Sitzgebdudes der
Weltorganisation fir geistiges Eigentum in Genf zu finanzieren.

Der Austritt der USA aus der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) wird wohl den
Abzug einer ganzen Anzahl von Beamten aus Genf zur Folge haben.

Die Befurchtungen, Wien kénnte mit der neuen UNO-City der Rhonestadt die Rolle als
internationales Zentrum streitig machen, haben sich indes weitgehend gelegt. Siehe
diesbeziglich die einfache Anfrage (A 76.861) von Waldvogel (fdp, SH).

Nachdem es interessierten Kreisen trotz eines massiven Lobbyismus nicht gelungen
war, den Beitritt der Schweiz zum Atomsperrvertrag im Parlament zu Fall zu bringen,
versuchten der Verein Schweizerischer Maschinen-Industrieller und der Vorort des
Schweizerischen  Handels- und  Industrievereins auf das  bundesratliche
Ratifikationsverfahren Einfluss zu nehmen, was die Hinterlegung der Urkunden
verzogerte. Siehe dazu auch die einfache Anfrage Renschler (sp, ZH).

Man einigte sich schliesslich auf drei Interpretationsvorbehalte zum fraglichen
Abkommen, und der Bundesrat gab anlésslich der Ratifikation eine Erkléarung ab,
wonach Forschung, Produktion und Nutzung der friedlichen Kernenergie von den
Verboten des Atomsperrvertrages nicht erfasst, keine neuen Materialien ohne
Zustimmung der Schweiz unter den Vertrag subsumiert und Schweizer Industriefirmen
gegenlber der auslandischen Konkurrenz nicht diskriminiert werden durfen.

Wenig spater gab die Regierung jedoch ihren Beschluss bekannt, dem sog. Londoner
Klub beizutreten, jener informellen und spekulationsumwitterten Vereinigung
Nuklearguter exportierender Staaten, die sich einer besonderen Verantwortung
hinsichtlich der Nichtweiterverbreitung von Kernwaffen bewusst fihlen. Die Mitglieder
dieses Klubs erklaren sich auf Zusehen hin bereit, fur die Ein- und Ausfuhr nuklearer
Materialien, Ausrustungen und Technologien Kontrollbestimmungen anzuwenden, die
noch restriktiver sind als die im Atomsperrvertrag enthaltenen Abmachungen. Die
Beitrittsfrage  verscharfte die Kontroverse zwischen Handelskreisen und
Industriebranchen auf der einen Seite, die ihre Exportinteressen auf
nukleartechnologischem Gebiet gefahrdet glaubten, und Kraftwerkindustrie sowie EPD
auf der anderen Seite, die innerhalb des Londoner Atomklubs die schweizerischen
Versorgungsinteressen besser aufgehoben sahen und die Chance einer internationalen
Mitsprache wahrzunehmen wunschten. Da es sich bei den Londoner Richtlinien nicht
um einen volkerrechtlichen Vertrag handelt, muss der Beitritt vom Parlament nicht
bestatigt werden. Zum Beitritt in den Londoner Klub siehe die einfache Anfrage (A
77.682) von Nationalrat Eisenring (cvp, ZH).

Im  November 2020 verdffentlichte der Bundesrat seine Strategie zur
Digitalaussenpolitik 2021-2024. Damit erflllte er zugleich ein Postulat Béglé (cvp, VD),
das den Bundesrat beauftragt hatte, zu Uberprifen, wie die Schweiz zum Welt-
Epizentrum der internationalen Gouvernanz im Bereich Cyberspace werden kdnnte. Mit
dem Bericht skizzierte der Bundesrat die Aktionsfelder der Digitalaussenpolitik fur die
kommenden Jahre. Die Strategie hélt fest, dass der Bundesrat der wachsenden
Bedeutung der Digitalisierung bereits in der Legislaturplanung 2019-2023 mehr
Gewicht verliehen habe. Auch in der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023 nehme die
Digitalisierung  neuerdings einen thematischen Schwerpunkt ein. Weitere
Grundlagendokumente wie die Nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor
Cyberrisiken 2018-2022, die Strategie der Internationalen Zusammenarbeit 2021-2024
und die Massnahmen zur Starkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat 2020-2023
widmeten sich teilweise ebenfalls dieser Thematik. Auch auf internationaler Ebene
habe das Thema an Relevanz gewonnen, was sich unter anderem im High-level Panel zur
Digitalen Zusammenarbeit der UNO und der daraus resultierenden Roadmap zur
Starkung der digitalen Zusammenarbeit zeige.

Im Rahmen der Strategie identifiziert der Bundesrat die Neutralitdt und die Guten
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Diensten der Schweiz als Starken, welche es ihr auch im digitalen Raum erlauben
wirden, als Brluckenbauerin zu fungieren. In der Vergangenheit hatte die Schweiz
zudem immer wieder wichtige Impulse gegeben, beispielsweise mit der Austragung des
Weltgipfels zur Informationsgesellschaft 2003. Auch von ihrer Rolle als Gaststaat
profitiere die Schweiz, da das Internationale Genf als operationelle Plattform fur die
Verwirklichung der Agenda 2030 und der Ziele der nachhaltigen Entwicklung diene.
Wichtige internationale Organisationen und Nichtregierungsorganisationen, welche die
Debatte um den digitalen Wandel mitgestalteten, hatte Uberdies ihren Sitz in der
Schweiz. Zudem stehe man mit den Schweizer Hochschulen und Forschungsstatten
sowie mit international bedeutenden Firmen an vorderster Front in der Entwicklung
digitaler Technologien. Insgesamt nannte der Bericht vier Aktionsfelder, in denen die
Schweiz ihre Interessen und Werte umsetzen kénnte: die digitale Gouvernanz mit Genf
als fuhrendem Standort fur Digitalisierungs- und Technologiedebatten; Wohlstand und
Entwicklung mit Moglichkeiten im Bereich Fintech, der IZA und der Agenda 2030;
Cybersicherheit unter Einbezug privater Akteure und der Fortbildung der
vOlkerrechtlichen Normen und schliesslich die digitale Selbstbestimmung und die
Entwicklung einer Swiss Cloud zur Minderung der Abhangigkeit von internationalen
Anbietern.”’

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Wirtschaftspolitik

Rétrospective annuelle 2019: Politique économique

En 2019, la politique économique helvétique a été influencée par la conjoncture
mondiale morose. Si la balance commerciale de 2018 affichait un bilan fortement
excédentaire, que le PIB 2018 croissait de 2,8 pour cent, ou encore que le tourisme
connaissait une croissance positive de 3,8 pour cent en 2018, le spectre de la récession
a terni les perspectives économiques en 2019. Des replis successifs du PIB et un indice
manufacturier a la baisse ont poussé de nombreux acteurs économiques a faire du pied
a la BNS pour une politique monétaire renforcée. La guerre commerciale sino-
américaine et le Brexit ont logiquement pesé sur ces sombres perspectives
économiques. C'est dans ce contexte que le message sur la promotion économique
2020-2023 a été débattu. Les chambres ont revu & la hausse I'enveloppe initialement
prévue de 373,1 a 389,8 millions de francs. Cette enveloppe est principalement
destinée aux PME, au tourisme et aux exportations.

Toujours en rapport avec les tendances mondiales, trois aspects ont particulierement
résonné sous la coupole fédérale: les PME et start-ups, la durabilité et I'égalité, et le
franc fort. Premierement, un fonds d'innovation pour les start-ups et PME a été lancé
afin de garder, en Suisse, le savoir-faire et les emplois issus de l'innovation. En
parallele, plusieurs objets ont attaqué le fardeau administratif et la réglementation qui
pese sur les entreprises helvétiques. L'objectif de ces objets est de garantir la
compétitivité et le dynamisme de la place économique suisse. Le Parlement, ainsi que
le Conseil fédéral, ont reconnu l'importance des PME dans le tissu économique
helvétique et la nécessité d'alléger leur charge administrative. La majorité des objets
sur le sujet ont été adoptés.

Deuxiemement, l'initiative populaire «Entreprises responsables - pour protéger I'étre
humain et I'environnement» a engendré des débats fleuves dans les chambres
fédérales. Le Conseil fédéral proposait le rejet de I'initiative populaire et du contre-
projet indirect, issu de la modernisation du droit de la société anonyme (SA), estimant
que l'un et l'autre étaient trop excessifs et mettaient en danger la prospérité
helvétique. Alors que le Conseil national a maintenu sa proposition de contre-projet
indirect, le Conseil des Etats a adopté une motion d'ordre renvoyant l'objet en
commission pour une nouvelle analyse. Ce renvoi intervient aprés une ultime
intervention du Conseil fédéral qui proposait la mise en consultation d'un projet de loi
sur les rapports de durabilité en cas de refus de l'initiative et du contre-projet indirect.
D'aucuns ont accusé la droite libérale de repousser le débat a I'aube des élections
d'octobre 2019. En outre, la modernisation du droit de la société anonyme a
partiellement concrétisé les revendications de la gréve féministe et des femmes du 14
juin. En effet, les chambres ont adopté des quotas de femmes dans les directions et les
conseils d'administrations. Les entreprises concernées ont cing années pour atteindre
ces quotas, qui ne s'accompagnent néanmoins d'aucune sanction.
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Troisiemement, le franc fort a continué de secouer I'économie. Une initiative populaire
«Stop a I'llot de cherté - pour des prix équitables» a été déposée. Si le Conseil fédéral
rejoint les préoccupations des initiants, il a soumis un contre-projet indirect, estimant
que les mesures préconisées rataient leur cible. Dans le méme temps, plusieurs objets
ayant pour objectif de tacler I'llot de cherté helvétique ont été débattus au Parlement.
Bien que l'objectif fut similaire, ces objets ont pris des chemins variés comme la
simplification des procédures de controle liées au principe du Cassis-de-Dijon, la
modification de la loi sur les cartels (LCart), la baisse ou la suppression de la franchise-
valeur dans le tourisme d'achat, ou encore la modernisation des contrdles de douane.
Au final, les chambres et le Conseil fédéral se sont appuyés sur I'initiative populaire, pas
encore débattue en chambre, pour rejeter ces objets.

Une troisieme initiative populaire a bousculé la politique économique helvétique. Cette
initiative, dite «initiative correctrice», veut interdire les exportations de matériel de
guerre vers les pays en guerre civile ou qui ne respectent pas les droits de I'hnomme.
Elle découle d'une motion PBD qui visait I'élargissement de la base démocratique des
exportations d'armes.

Toujours avec un regard vers |'extérieur, les investissements directs étrangers sur le sol
helvétique ont également été au coeur des débats. La publication de deux rapports et
une motion ont questionné le risque des investissements directs étrangers pour la
sécurité nationale. Alors que la motion a été adoptée, la frange libérale du Parlement
s'est dressée contre toutes mesures protectionnistes.

En paralléle, le curseur des débats a aussi ciblé le marché intérieur suisse. La révision
de la loi sur les marchés publics (LMP), I'adoption de I'accord sur les marchés publics
de I'OMC et plusieurs objets sur les marchés fermés de la Confédération ont participé
directement ou indirectement au débat sur les marchés publics. Les risques de
concurrence déloyale provoqués par les entreprises publiques a été au cceur des
discussions et, lors de la révision de la LMP, une conférence de conciliation a été
nécessaire pour trouver un accord.

D'autres thématiques ont également été débattues en 2019. D'abord, la Suisse a conclu
un accord de libre-échange avec les pays du Mercosur. L'agriculture helvétique et le
camp rose-vert - qui a pointé du doigt un manque de respect de I'environnement et
des droits de I'hnomme dans ces pays - ont fortement critiqué cet accord. Puis, le statut
de trust a été introduit dans I'ordre juridique helvétique. Une motion qui force les
plateformes commerciales & avoir un domicile de notification en Suisse a également été
adoptée. Cette mesure a pour objectif de renforcer I'application du droit suisse en
ligne. Ensuite, la lutte contre les faillites abusives a été enclenchée. Une modification
de la loi sur les poursuites et la faillite (LP) était a I'agenda. Finalement, la COMCO a été
fortement mise a contribution avec une amende pour accords de soumission illicites
pour le cartel de la construction routiére dans le canton des Grisons, un accord a
|'amiable pour des accords verticaux illicites pour Stockli Swiss Sport SA et une analyse
de I'éventuel rachat d'UPC par Sunrise. ®

Gesellschaftsrecht

Mit der Teilrevision des Aktienrechtes soll unter anderem die Position des
Aktienbesitzers gestarkt werden. Als Gegenstick zu ihren verbesserten
Finanzierungsmoglichkeiten sollen die Gesellschaften die Pflicht zu einer offeneren
Informationspolitik gegeniiber ihren Aktiondren und der Offentlichkeit tibernehmen.
Das im Berichtsjahr abgeschlossene Vernehmlassungsverfahren zeigte aber, dass
gerade der Forderung nach vermehrter Transparenz der heftigste Widerstand erwuchs:
Sowohl der Vorort und die Bankiervereinigung als auch die FDP beflirchten von der in
Aussicht gestellten Vorschrift Uber die Offenlegung der «Stillen Reserven» eine
Beeintrachtigung der Finanzautonomie der Aktiengesellschaften, daneben aber auch
die Gefahr neuer steuerlicher Forderungen von seiten des Staates. Abgesehen von der
Klarung der Stellung des Aktionars wird die Teilrevision des Aktienrechtes ebenfalls fir
die effektivere Bekdmpfung von Wirtschaftsverbrechen von Bedeutung sein; diese sind
gerade in der gegenwartigen Rezessionszeit in einem erschreckenden Ausmass publik
geworden. ’
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Die vom EJPD mit der Uberarbeitung des Entwurfs fiir die Revision des Aktienrechtes
beauftragte Kommission konnte ihre Aufgabe noch nicht beenden. Da sie sich auf die
Revisionspunkte des ersten Entwurfs beschrankt, beantragte Nationalrat Muheim (sp,
LU), in einer anschliessenden zweiten Etappe sollten weitere, vor allem von der Linken
als nicht mehr zeitgeméass empfundene Bestimmungen dieses Gesetzes einer Revision
unterzogen werden. Der Rat Uberwies die Motion, welche namentlich die Abédnderung
der Bestimmungen Uber das Depotstimmrecht der Banken sowie Uber die Grindung
von Aktiengesellschaften fordert, nur als Postulat. ™

Die mit der Teilrevision des Aktienrechtes befasste Expertenkommission konnte ihren
Entwurf noch nicht vorlegen. Am Schweizerischen Juristentag wurde zudem moniert,
dass das Aktienrecht - auch in seiner revidierten Form - der Realitdt der Konzerne
(Aktiengesellschaften in gegenseitigen rechtlichen Abhéangigkeitsverhaltnissen) nicht
gerecht werde und deshalb durch ein Konzernrecht erganzt werden musse. Die Banken
vereinbarten unter sich auf freiwilliger Basis eine Neugestaltung der Vorschriften tber
die Auslbung des Depotstimmrechts. Der durch die Banken vertretene Aktionar soll
insbesondere besser informiert werden und der Bank unter Umstanden Anweisungen
Uber die Stimmabgabe erteilen kénnen. "

Le rapport sur le postulat 13.4193 dessine des pistes dans I'optique d'une modification
|égale des procédures d'assainissement pour les particuliers. Plus précisément, ce
postulat, adopté par la chambre basse, souhaite trouver des solutions pour lutter
contre le surendettement des particuliers, et renforcer le principe d'égalité de
traitement des créanciers. Gréce a une approche comparative, le rapport propose une
combinaison de deux instruments afin d'atteindre les objectifs visés par le postulat.
D'un cbté, la législation devrait envisager le concordat forcé pour les particuliers qui
disposent d'un revenu. D'un autre cbté, une procédure d'assainissement, avec
annulation des dettes, pour les débiteurs a faible ou sans revenu semble nécessaire.
Cette double approche garantirait I'égalité des droits pour les créanciers et éliminerait
les incitations négatives pour les débiteurs a l'aide sociale. Une telle modification
|égislative serait un premier pas dans la lutte contre le surendettement et la pauvreté
des particuliers. De plus, les velléités entrepreneuriales seraient encouragées.

A la suite du rapport sur le postulat Candinas (pdc, GR), le Conseil fédéral a estimé que
les solutions avancées étaient trop colteuses et trop lourdes administrativement pour
étre mises en ceuvre. Il préconise donc des mesures ponctuelles en attendant la mise
en place d'un service national d'adresses. Le postulat avait pour objectif de lutter
contre les débiteurs qui veulent échapper a leurs dettes en déménageant. Le
parlementaire argumentait que les créanciers, fournisseurs, services publics et clients
ne possedent pas suffisamment d’informations pour s'assurer de la solvabilité de leurs
débiteurs. La lecture du rapport sur le postulat indique que la problématique se situe
au niveau de l'identification du débiteur en I'absence de données fiables. Si le projet
d’échange électronique dans le domaine des poursuites et faillites (e-LP) et le projet
d’identification e-ID contribueront, a moyen-terme, & réduire le probleme
d’identification, ils ne permettront pas de le résoudre complétement. A long-terme, la
solution réside dans la mise en place d'un service national d’adresse. Finalement, a
court-terme, le Conseil fédéral envisage de modifier I'avertissement sur les extraits afin
d’informer explicitement les créanciers concernés de la pertinence limitée de ces
extraits et de la nécessité de vérifier I'identification du débiteur. ™

Afin d'évaluer I'impact d'une modification du montant minimum du chiffre d’affaires
rendant obligatoire I’inscription d’une entreprise individuelle au registre du
commerce, le Secrétariat d'Etat & I'économie (SECO) a commandé une analyse d'impact
de la réglementation (AIR). Trois scénarios ont été envisagés. D'abord, une hausse du
montant minimum a 500'000 francs entrafnerait un allégement administratif marginal
de 60'000 francs par an. Ensuite, une hausse du montant minimum a 250'000 francs
créerait une modification financierement insignifiante. Puis, une réduction du montant
a O francs chargerait les entreprises de colts supplémentaires de 3 millions de francs
par an. Par rapport a ces chiffres, I'étude rejoint les conclusions du Conseil fédéral qui
préconisait aucune modification. Finalement, I'étude propose d'autres pistes pour
alléger la charge administrative des entreprises. Elle cite notamment I'informatisation
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des processus, une mise en réseau des bases de données, une réduction des
émoluments d'inscription ou encore une uniformisation des conditions. ™

Le Conseil fédéral a présenté son rapport sur le postulat de Courten (udc, BL) adopté
en mars 2017. Ce postulat vise la réduction des obligations d’archivage et de
documentation des entreprises. || propose notamment une meilleure coordination
entre les autorités cantonales et fédérales. Le rapport a été établi par le SECO. Il
mentionne 194 prescriptions en matiere de documentation et d’archivage, et souligne
la possibilité de simplification pour 29 de ces prescriptions. Pour étre précis, le rapport
pointe du doigt les doublons, et souligne que la nouvelle politique suisse des données
permettrait de réduire la charge administrative. En outre, I"'adoption du postulat 16.4011
du groupe libéral-radical devrait mettre en évidence les potentiels d’allégements
administratifs grace a la suppression de doublons dans la récolte des données, au
niveau cantonal et fédéral. ®

Le rapport sur l'impact des réglementations suisses des marchés financiers sur les
possibilités d'investissements des PME suisses en Afrique fait suite a un postulat
Chevalley (pvl, VD). Il charge le Conseil fédéral de mettre en lumiére les éventuelles
barrieres a l'ouverture ou la gestion d'un compte bancaire en Suisse pour des
entreprises qui commercent avec des Etats africains. Au final, le rapport conclut que
les conditions-cadres légales sur les marchés financiers n'incluent pas de
discriminations géographiques. Ainsi, des éventuelles discriminations sont le fruit d'une
interprétation des législations financieres, ou d'une stratégie, par les instituts
financiers suisses. Le Conseil fédéral ne préconise donc aucune modification
|égislative. 1l recommande la réduction des obstacles aux commerces et le
renforcement des financements transnationaux, grace & une engagement
international. '

Landwirtschaft
Landwirtschaft

Rétrospective annuelle 2019: Agriculture

Durant cette année 2019, plusieurs gros dossiers étaient sur la table en ce qui concerne
I'agriculture, avec, en premier lieu la modification de la Loi sur la chasse, qui aura fait
transpirer bien des parlementaires. En effet, aprés plusieurs aller-retours, les deux
chambres ont di soumettre les propositions de modification a une conférence de
conciliation, avant de trouver une solution. Bien que le loup ait été au centre des
discussions - faut-il faciliter son abattage? Faut-il autoriser sa régulation dans les zones
protégées? - c'est I'narmonisation du permis de chasse qui aura été |'aspect le plus
problématique de la recherche de consensus entre les deux chambres. La Chambre des
cantons était, en effet, opposée a ce que celui-ci doive répondre a des critéres
semblables dans I'ensemble des cantons, préférant leur laisser une certaine liberté.
Finalement, cette harmonisation sera refusée. C'est par contre bien la protection du
loup et d'autres espéces qui poussera toute une série d'organisations de protection de
la nature a lancer un référendum contre cette loi.

Un autre référendum amenera peut-étre la population suisse a se prononcer dans les
urnes; a savoir, celui sur I'accord de libre-échange avec les pays du MERCOSUR que les
Verts et le parti socialiste menacent de lancer si I'accord n'est pas amélioré d'un point
de vue tant social qu'environnemental. Cet accord trouve également une forte
opposition au sein du monde paysan, I'acces au marché pour les pays du MERCOSUR
étant vu comme une concurrence déloyale pour les agriculteurs et agricultrices suisses.
Une opposition similaire se dessinait quant aux accords de libre-échange avec
I'Indonésie et la Malaisie, I'huile de palme étant dans ce cas, la pomme de discorde,
cette huile concurrencant directement I'huile de colza suisse.

D'autres textes permettront, dans un futur proche, aux citoyennes et citoyens de ce
pays de se prononcer sur des questions agricoles. A commencer par l'initiative sur
I'expérimentation animale, déposée en mars avec plus de 123'000 signatures valides et
qui demande un arrét de cette pratique - tant sur les animaux que sur les humains -, si
cela ne répond pas a I'intérét prépondérant du sujet (animal ou humain). L'initiative
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pour une Suisse libre de pesticides de synthése a, quant a elle, longuement été
débattue au sein des chambres - ensemble avec l'initiative pour une eau potable
propre et une alimentation saine. Celle-ci souhaite inscrire dans la Constitution une
interdiction de I'utilisation des pesticides de synthese en Suisse, d'une part, et d'autre
part, une interdiction de I'importation de produits alimentaires ayant été cultivés de
cette maniere. Une majorité des parlementaires ainsi que le Conseil fédéral proposent
au corps électoral de rejeter ce texte, faisant remarquer qu'un plan d'action pour une
réduction des risques liés aux produits phytosanitaires est sur le point d'étre mis en
ceuvre et que la prochaine mouture de la politique agricole se penchera plus en détail
sur cette problématique. Cette thématique a également été largement discutée au sein
de la société civile, comme en témoigne I'analyse des médias d'Année Politique Suisse.
C'est également durant cette période que I'USP a annoncé vouloir lutter contre le
réchauffement climatique, ce qui a été I'objet de nombreux articles de journaux et
faisait écho a I'été catastrophique que la paysannerie a vécu une année auparavant.

Quant au futur de la politique agricole PA 22+, il a été au coeur de nombreuses
interventions parlementaires, le parlement ayant demandé au Conseil fédéral de
présenter une nouvelle mouture suite a la premiere version controversée. Une fois la
nouvelle version achevée, elle a été soumise a consultation, afin que les autorités
s'impregnent de l'avis des divers acteurs impliqués; une consultation qui a présenté
divers résultats, fin aoGt. lls permettront au Conseil fédéral de délivrer en 2020 un
message plus consensuel concernant l'orientation générale a donner a la politique
agricole.

D'autres thématiques ont rythmé le monde agricole en cette année 2019.
Premierement, le lait était a nouveau sur la table des parlementaires. En effet, trois
initiatives cantonales (lv.ct. 17.310, Iv.ct. 16.309 et Iv.ct. 17.301) exhortant les autorités a
trouver des solutions pour résoudre ce qui est nommé «la crise de la production
laitiere» ont été débattues par les élu.e.s. Le prix du lait est trop bas pour que les
producteurs y voient un marché rentable, amenant de nombreux exploitants a mettre
un terme a cette production. Malgré le refus des trois initiatives par le Conseil des
Etats, des solutions vont étre étudiées. En paralléle, des acteurs du marché s'organisent
pour améliorer de leur coté la situation, avec, par exemple, la création d'une gamme de
produits laitiers durables (rapportant 3 centimes de plus par litre aux producteurs) ou,
a un niveau plus local, le lancement de filiéres paralleles garantissant une rémunération
correcte des producteurs laitiers.

Finalement, I'une des dernieres «patates chaudes» de la politique agricole en cette
année 2019 fut la restructuration planifiée par le Conseil fédéral des centres de
recherches agricoles Agroscope. Aprés les nombreuses contestations survenues face a
|'annonce du Conseil fédéral en 2018, plusieurs objets parlementaires ont été discutés
au sein des chambres, a I'image de la motion Haberli-Koller (pdc, TG) - acceptée avec
quelques modifications - demandant a ce que le statut juridique d'Agroscope change
pour en faire un établissement autonome de droit public - un statut similaire aux EPF. "

Agrarpolitik

Dans les cadre des discussions relatives a la vue d'ensemble du développement a
moyen terme de l'agriculture du Conseil fédéral, la CER-CN, sur proposition de la
députée Rytz (verts, BE), a demandé a I'administration fédérale de lui fournir un
rapport complémentaire sur le commerce durable. Ainsi, I'administration devait
approfondir deux aspects: d'une part, regarder quelles sont les stratégies et mesures
concretes qui, d'ici & 2030, permettront a la Suisse d'atteindre les objectifs de
développement durable (ODD) de I'ONU (élaborés dans le cadre de I'Agenda 2030)
relatifs aux questions agricoles et alimentaires. D'autre part, celle-ci devait recenser les
critéres écologiques et sociaux minimaux qui devront figurer dans les prochains
accords de libre-échange afin de respecter le principe de commerce durable
nouvellement inscrit dans la constitution fédérale, ainsi que dans les ODD.

Le rapport délivré indique, premierement, que le Conseil fédéral considére les ODD
comme un cadre a prendre en compte pour la prochaine politique agricole (PA 22+),
mais que la thématique «systémes alimentaires durables» est a traiter de maniere
suprasectorielle, et non pas dans la seule politique agricole. Ces objectifs sont, malgré
tout, dans le viseur du secteur agroalimentaire qui tente de les atteindre. Ainsi, le
deuxieme objectif (faim zéro) fait I'objet d'une politique de sécurité alimentaire
permettant de couvrir plus de la moitié des besoins nationaux en produits alimentaires.
Pour respecter I'ODD 2 et 15 (préserver et restaurer les écosystémes terrestres en
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veillant a les exploiter de facon durable), la Confédération a développé tout un arsenal
de mesures permettant de conserver les ressources génétiques, essentielles & la
sécurité nationale et internationale. Quant a I'ODD 12 (consommation et production
responsables), le rapport note que la population dispose de labels de qualités (IP-
Suisse, Bio-Suisse) leur assurant lI'achat d'aliments issus d'une production
respectueuse des ressources et des animaux. Le rapport en vient ensuite a I'évolution
future et a la prise en compte des ODD dans la prochaine politique agricole. Il fait par
exemple remarquer qu'aucun des objectifs environnementaux de I'agriculture n'a été
atteint, comme révélé dans un rapport en réponse au postulat Bertschy. Un autre
exemple est le cas des conjoints (majoritairement conjointes) des chefs et cheffes
d'exploitation qui ne sont toujours pas sur un pied d'égalité avec leur partenaire en ce
qui concerne la sécurité sociale. Ainsi, la PA 22+ prévoit d'améliorer ces situations en
permettant aux partenaires, concernant ce dernier cas, d'avoir accés a une pension
normale. La PA 22+ prévoit également d'étendre les paiements directs, afin de réduire
I'empreinte écologique du secteur agricole et d'atteindre les objectifs
environnementaux précédemment cités.

Dans la deuxiéme partie du rapport, l'administration fédérale revient sur les
«contributions des relations commerciales au développement durable de I'agriculture
et du secteur agroalimentaire». Depuis 2011, tous les traités de libre-échange signés
par la Suisse contiennent des clauses concernant le développement durable. La
Confédération estime que ces clauses garantissent, en effet, que le processus de
libéralisation économique inhérent aux accords de libre-échange ne nuise pas aux
travailleurs et travailleuses ainsi qu'a I'environnement. L'accord entre la Suisse et I'AELE
comporte, par exemple, des dispositions concernant le respect des politiques sociales
et environnementales. Les accords du GATT, quant & eux, autorisent les parties
prenantes a mettre en place des dérogations si celles-ci ont pour but de protéger la
santé et la vie. La Confédération estime que la promotion du développement durable
dans les accords commerciaux passera également par le développement des nouvelles
technologies de l'information qui permettront de s'assurer que les produits en
circulation répondent bel et bien aux critéres fixés. La technologie blockchain peut
ainsi, par exemple, étre utilisée afin de réduire les possibilités de tromperie sur la
marchandise. Le rapport note également que le SECO va, pour la premiere fois dans le
cadre d'un accord de libre-échange, entreprendre d'inclure dans I'accord avec les pays
du MERCOSUR un dialogue et un monitoring portant sur le développement durable.
Finalement, le rapport fait état de I'importance économique du commerce d'aliments
équitables en Suisse et note que les Suisses et Suissesses ont dépensé CHF 701 millions
pour ces denrées en 2017, soit une augmentation de plus de 11% par rapport a I'année
précédente. Ce type de commerce n'est pas régulé par I'Etat, celui-ci veillant
simplement au bon respect des normes d'accréditation (permettant I'obtention d'un
label) en circulation. ™

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz
Naturschutz

Die Schweiz unterzeichnete ein Ubereinkommen iiber den internationalen Handel mit
gefahrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen, das von der
Umweltschutzkonferenz der UNO im Jahre 1972 angeregt worden war und das die
Einflhrung einer entsprechenden Bewilligungspflicht vorsieht. ¥

Das 1975 durchgeflihrte «Europaische Jahr fiir Denkmalpflege und Heimatschutz>»
zeitigte vielerorts bemerkenswerte Ergebnisse und wurde gar als Markstein in der
Geschichte neuzeitlicher Denkmalpflege bezeichnet. Am Schlusskongress in Amsterdam
wurde eine européische Charta Uber das architektonische Erbe und eine sogenannte
Deklaration von Amsterdam verabschiedet, die namentlich auch die soziale Dimension
der Denkmalpflege unterstrich. Zwolf Dorfer und Stadte wurden im Rahmen des
europaischen Gemeindewettbewerbes vom Europarat ausgezeichnet (Allschwil BL, EIm
GL, Grandvillard FR, Lichtensteig SG, Ligerz BE, Mollis GL, Rapperswil SG, Rheinfelden
AG, St. Gallen, Sevgein GR, Wiedlisbach BE und Wil SG). Den denkmalpflegerischen
BemuUhungen kam entgegen, dass auch die Bauwirtschaft vermehrt auf
Restaurierungsauftrage angewiesen war. Eine ihr nahestehende Schweizerische
Vereinigung flr Altbau-Renovation (Prorenova), die im Mai gegrindet worden war,
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setzte sich die Erhaltung von Wohnwert, Lebensqualitat und Gemeinschaft zum Ziel.
Der Schweizer Heimatschutz grindete eine Stiftung zur Erhaltung und Erneuerung
wertvollen Baugutes in der Schweiz. %°

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Le Conseil fédéral a présenté, dans un rapport, les mesures pour atténuer les effets
négatifs de la libre circulation dans les cantons limitrophes. S'agissant de I'imposition
des travailleurs frontaliers, les solutions trouvées avec les pays voisins tiennent compte
des particularités régionales. L'échange de renseignements s'est amélioré, les autorités
fiscales peuvent plus facilement examiner la situation fiscale des personnes
confrontées a des affaires transfrontalieres. Ainsi, depuis le dépot du postulat, il y a eu
davantage de transparence en matiere fiscale et plusieurs mesures ont été prises en
matiere d'imposition pour une meilleure égalité de traitement entre les résidents et
non-résidents. D'apres le rapport, les mesures d'accompagnement permettent de
répondre aux défis engendrés par la libre circulation des personnes. Le Conseil fédéral
surveille I'évolution de la situation et interviendra & nouveau dans le futur, si
nécessaire. ?

Arbeitnehmerschutz

Als Zweitrat genehmigte die kleine Kammer einstimmig den Bericht des Bundesrates zu
den IAO-Ubereinkommen Nr. 169 (Minderheitenschutz), 170 (Sicherheit bei der Arbeit
mit chemischen Stoffen) und 171 (Nachtarbeit) und ermachtigte die Regierung, die
Abkommen Nr. 119 (Maschinenschutz), 132 (Mindestdauer bezahlter Ferien) und 162
(Sicherheit bei der Verwendung von Asbest) zu ratifizieren. Als Erstrat stimmte sie
ebenfalls der Ratifizierung von Ubereinkommen Nr. 172 (Arbeitsbedingungen im
Gastgewerbe) zu.

Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

Im Januar lieferte die Schweiz einer UNO-Kommission einen Lage- und
Fortschrittsbericht Gber die Gleichberechtigung der Frauen ab. Eine Delegation musste
sich dabei einer Fille zum Teil sehr kritischer Fragen von Experten stellen. Viele
betrafen die Beschéaftigung, namentlich die im Vergleich mit anderen Landern
unterproportionale Vertretung der Frauen in hdheren Funktionen sowie die noch
vielfach ungleiche Entléhnung. Angesprochen wurde auch die Problematik der Gewalt
gegen Frauen, namentlich in der Ehe. Die Experten wollten aber auch wissen, warum die
offentlichen Institutionen fur die Frauen im Vergleich zu anderen Amtsstellen
unterfinanziert seien, weshalb die Schweiz kein Quotensystem kenne und was konkret
unternommen werde, um die noch immer vorhandenen Stereotypen abzubauen. %

Kinder- und Jugendpolitik

Die 1989 von der UNO verabschiedete Kinderrechtskonvention, welcher die Schweiz
1997 als letzter européaischer Staat beigetreten ist, verpflichtet die Regierungen, dem
UNO-Kinderrechtsausschuss alle finf Jahre einen offiziellen Bericht zur Umsetzung des
Abkommens einzureichen. Im Vorfeld dieser Uberpriifung prasentierten rund 50 NGOs
einen ,Schattenbericht™, in dem sie zwar attestierten, den Kindern gehe es in der
Schweiz, gemessen am internationalen Standard gut, in dem sie aber auch auf Mangel in
der Anwendung der Konvention hinwiesen (fehlendes Verbot der Koérperstrafe,
Wildwuchs der Zustandigkeiten, foderale Ungleichheiten, mangelnde Integration und
Unterstitzung von ausléandischen Kindern und minderjéhrigen Asylsuchenden). Der
Kinderrechtsausschuss, der von beiden Berichten Kenntnis nahm, forderte die Schweiz
auf, ihre Vorbehalte gegentiber der Konvention zurlckzuziehen. *
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Le rapport du Conseil fédéral sur I'engagement de la Confédération contre le travail
des enfants est paru en janvier 2017. Epais d'une cinquantaine de pages, il dresse tout
d'abord un état des lieux du travail des enfants dans le monde. S'ensuit un rappel des
obligations juridiques internationales de la Suisse en matiére de lutte contre le travail
des enfants, puis de la mise en ceuvre des engagements internationaux de la
Confédération en la matiére. Un chapitre est consacré aux dispositions sociales
impliquant les entreprises publiques et privées ainsi que les marchés publics. Une
conclusion souligne I'approche avant tout transnationale et multilatérale de la
Confédération. En effet, la lutte contre le travail des enfants passe d'abord par une
interdiction sur le sol suisse, qui figure dans la loi sur le travail (LTr), ainsi que par la
participation de la Suisse a plusieurs programmes de développement, dont une
collaboration avec I'Organisation internationale du travail (OIT). %

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kultur, Sprache, Kirchen

Jahresriickblick 2019: Kultur, Sprache, Kirchen

2019 war hinsichtlich der Kultur-, Sprach- und Kirchenpolitik vergleichsweise ein eher
moderater Jahrgang, sowohl im Vergleich zu anderen Politikbereichen, als auch im
direkten Vergleich zu den Vorjahren. Eine APS-Zeitungsanalyse zeigt auf, dass alle drei
Politikbereiche von einem rlcklaufigen Trend betroffen sind, wobei sich dieser
besonders in der Medienberichterstattung zur Kirchen- und Religionspolitik am
starksten zeigt - hier hat sich der Anteil themenspezifischer Artikel seit 2016 nahezu
halbiert. Im Jahresverlauf wurden Uber die drei Themenbereiche betrachtet
unterschiedliche Entwicklungen ersichtlich: Wahrend die Sprachthemen auf nationaler
Ebene offensichtlich im Allgemeinen wenig Beachtung fanden, wurden
kirchenpolitische Themen besonders Anfangs und Ende Jahr stark diskutiert und fielen
dann dem obligaten «Sommerloch» zum Opfer. Die Kulturpolitik hingegen sah sich mit
einem regelrechten «Sommerhoch» konfrontiert, nachdem es ab Marz 2019 eher ruhig
geworden war.

Das Hauptaugenmerk der Parlamentarierinnen und Parlamentarier lag 2019 hinsichtlich
der kulturpolitischen Entwicklungen mit Sicherheit auf der Revision des Schweizer
Urheberrechts. Nach rund 7-jahriger Vorarbeit und einer vom Standerat im Frihjahr
2019 zwecks Sondierung der Lage des européischen Urheberrechts auferlegten
Rickweisung, wurden im Sommer schliesslich die Weichen gestellt und das
Gesamtpaket im Herbst gebilndelt. Da die angestrebte Revision Einfluss auf
verschiedene Bereiche hat, blieben die negativen Reaktionen indes nicht aus; deshalb
ist es auch wenig erstaunlich, dass kurz nach der Schlussabstimmung bereits das
Referendum ergriffen wurde. Ob die URG-Revision effektiv gelungen ist, wird sich Mitte
Januar 2020 zeigen, wenn die Referendumsfrist abgelaufen ist.

Die Ratifizierungen internationaler Abkommen wie des Ubereinkommens iber den
Schutz des Unterwasser-Kulturerbes und des Rahmenutbereinkommens des Europarats
Uber den Wert des Kulturerbes standen hingegen ausser Diskussion.

Ein anderer Fokus wurde im Kulturjahr 2019 wiederum auf die Kulturférderung gelegt.
Im Frihjahr wurde die Kulturbotschaft 2021-2024 in die Vernehmlassung geschickt und
bis im September zur Stellungnahme freigegeben. Der Ergebnisbericht lag Ende Jahr
zwar noch nicht vor, jedoch geben die im Verlauf des Jahres geféllten Entscheide zu
diversen Vorstdssen mit Referenz auf die Kulturbotschaft (Kulturabgeltung an die Stadt
Bern, EinfUhrung eines schweizerischen Jugendkulturgutscheins, Auswirkungen der
Urbanisierung auf die Kulturférderung, Aufgabenteilung zwischen SBFI und BAK,
Erhdhung des Kredits fur die Férderung des Sprachaustausches) einen ersten Hinweis
auf mogliche Herausforderungen hinsichtlich der weiteren Beratungen .

Auch im Bereich Heimatschutz und Denkmalpflege blieben die Institutionen nicht
untéatig. So wurde eine Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308), die eine Anpassung der
Bewertungskriterien fur die ISOS-Aufnahme verlangte, stillschweigend angenommen
und die Vernehmlassungsergebnisse zur Totalrevision des VISOS vielen mehrheitlich
positiv aus, was auf ein Inkrafttreten der revidierten Verordnung auf den 1. Januar 2020
hindeutete.

In der ausserparlamentarischen Debatte fand das Féte de Vignerons, das drei Jahre
nach seiner Aufnahme ins UNESCO Weltkulturerbe und 20 Jahre nach der letzten
Austragung neuerlich in Vevey (VD) stattfand, grosse Beachtung - leider aufgrund der
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finanziellen Bruchlandung nicht nur positive. Ein wiederkehrendes Thema war 2019
auch die Raubkunst, wobei der Fokus in diesem Jahr auf den afrikanischen Kontinent
und die im Kontext der Kolonialisierung erbeuteten Schéatze gerichtet wurde. Auch das
Volk der Fahrenden war 2019 insbesondere in den Kantonen ein Thema, da sich die
Frage der Durchgangsplatze nicht nur im Kanton Bern aufgetan hatte.

Im Bereich der Sprachpolitik standen in diesem Jahr die Mehrsprachigkeit und damit
zusammenhéangend die Forderung des Austausches zwischen den
Sprachgemeinschaften sowie der Erhalt des Ratoromanischen im Fokus. So forderte
eine Motion Bourgeois (fdp, FR; Mo. 17.3654), dass 6ffentliche Ausschreibungen des
Bundes kunftig in den wichtigsten Landessprachen zu erfolgen hatten, und eine Motion
Gmur-Schénenberger (cvp, LU; Mo. 18.4156), dass TV-Produktionen nicht mehr
synchronisiert, sondern sowohl Eigenproduktionen in den Landessprachen, als auch
englischsprachige Produktionen in der Originalsprache ausgestrahlt und lediglich noch
untertitelt werden sollen.

Mit dem Begehen der 100-Jahr-Feier der Lia Rumantscha wurden indes Bestrebungen
aufgezeigt, das Ratoromanische wieder mehr aufs Parkett zu bringen und insbesondere
auch einem Publikum ausserhalb des Bergkantons ins Gedéachtnis zu rufen. Nicht
zuletzt seit einem im Fruhjahr erschienene Bericht des ZDA war deutlich geworden,
dass es fur das Ratoromanische in der Schweiz funf vor zwolf geschlagen hat.

In Bezug auf kirchen- und religionspolitische Themen stand in diesem Jahr die SVP mit
ihren islamkritischen Parolen auf prominentem Parkett. Mit ihrem Vorstoss zur
Bekdmpfung der Ausbreitung eines radikalen Islams war sie im Parlament zwar
gescheitert, generierte aber mit den daraus resultierenden Wahlplakaten des der SVP
nahestehenden Egerkinger-Komitees im Vorfeld der eidgendssischen Wahlen 2019 ein
grosses Medienecho. Auch die Motion Wobmann (svp, SO; Mo. 17.3583), die ein Verbot
der Verteilaktion «Lies!» zum Ziel hatte, scheiterte - nach einer rund 1.5-jadhrigen
Sistierung - am Standerat. Wie eine bereits im Sommer veréffentlichte Studie aufzeigte,
nahm die SVP auch in den Kantonen eine dominante Rolle in der Religionsdebatte ein.
So war es nur wenig erstaunlich, dass die Anfangs Jahr neuerlich aufkommende Frage,
ob man als guter Christ noch die SVP wahlen dirfe, wieder zu diskutieren gab; nicht
zuletzt, weil damit auch verschiedentliche Kirchenaustritte - nebst den ohnehin
zunehmenden Kirchenaustritten - von SVP-Politikerinnen und -Politikern einhergingen,
welche sich lieber dem Churer Bischof Huonder zuwenden wollten. Dieser seinerseits
wurde schliesslich nach zweijahrigem Aufschub zu Pfingsten Abberufen, nutzte die Zeit
bis dahin aber fur einen Rundumschlag gegen die Landeskirchen und stellte sich noch
immer quer zu den Missbrauchsvorwdirfen in der Kirche.

Wie sich die Kirche zum Staat verhalten soll und in welchem Masse sich Theologen in
die politische Debatte einbringen dirfen, wurde seit Anfang Jahr im Rahmen eines von
Gerhard Pfister (cvp, ZG) neu gegriindeten Think-Tanks «Kirche/Politik>» erlautert.

Eine flr viele eher Uberraschende Kunde kam im Herbst von Seiten der reformierten
Kirchen: Diese hatten sich nach langen Diskussionen fiir die «Ehe fiir alle»
ausgesprochen, wobei sie im Wissen um die konservativen Krafte innerhalb der
Glaubensgemeinschaft die Gewissensfreiheit der Pfarrpersonen gewahrleisten wollten.
Unerfreulich waren 2019 die Meldungen Uber die Rickkehr und rasche Zunahme des
Antisemitismus in der Schweiz.

Die 2019 im Vorfeld des angekindigten Frauenstreiks virulent diskutierte
Genderthematik fand ihren Einzug auch im Bereich der Kultur, Sprache und Kirche. So
wurden Frauen, und spezifisch ihr Schaffen und ihre Stellung in der Kunst und Kultur,
wesentlich starker thematisiert als in den vergangenen Jahren. Auch die Diskussion um
gendergerechte Sprache wurde in diesem Jahr wieder virulenter aufgegriffen.
Besonders Uberraschend kam auch die Anklndigung der Kirchenfrauen, sich am
diesjahrigen Frauenstreik zu beteiligen, um ein Zeichen gegen die ménnliche Dominanz
innerhalb der Institution zu setzen. %
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Sprachen

In der Sommersession 2018 eréffneten die APK-NR und APK-SR neuerlich beiden Réaten
den Bericht der Delegation bei der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie
(APF) zur Kenntnisnahme und auch in diesem Jahr kamen die Rate dieser Bitte
diskussionslos nach.

In Vertretung der Stdnderatskommission fiihrte Christian Levrat (sp, FR) seine
Erlauterungen - im Wissen um die wiederkehrenden Diskussionen um den Nutzen der
APF - mit der Hervorhebung der besonderen politischen, wirtschaftlichen und
kulturellen Anziehungskraft dieser Organisation an. So habe sie sich seit Anfang der
90er Jahre erheblich um Lénder aus Mittel- und Osteuropa, Asien und dem Nahen
Osten erweitert und biete den meisten Mitgliedsstaaten ein nutzliches Tor
insbesondere zur afrikanischen Politik. Gerade der afrikanische Kontinent ist auch im
Themenfokus der Schweizer Delegation stark repréasentiert, wie sich aus den
verschiedenen Tatigkeitsfeldern schliessen lasst. Nicht zuletzt am wichtigsten
Organisationsanlass, der  Jahrestagung, die im  Berichtsjahr ~zum  50.
Organisationsjubildum unter dem Motto «Diversité linguistique, diversité culturelle,
identité(s)» vom 06.-11. Juli in Luxemburg stattfand, referierten und konsolidierten die
Schweizer Abgeordneten ihre thematischen Schwerpunkte: Pravention von
gewalttatigem Extremismus und Radikalisierung, Abschaffung der Todesstrafe im
frankophonen Raum, Schutz der Mehrsprachigkeit, Bekampfung des
grenzuberschreitenden Handels mit Frauen und Kindern sowie Schutz der persénlichen
Daten im frankophonen Raum. Besonders die drei erstgenannten Punkte seien im
Berichtsjahr von grosser Bedeutung gewesen, wie Levrat betonte. Im Rahmen der
Frankophonie habe man sich an internationalen Diskussionen Uber die Reaktion auf den
Terrorismus beteiligt und habe hierbei versucht, weg von der Methode der
Kriminalisierung von Terroristen, hin zu einem ganzheitlichen Ansatz mit spezifischen
praventiven Elementen Uberzugehen. Diese kdonnten Massnahmen zur Starkung der
Menschenrechte beinhalten oder auf die Stéarkung von Entwicklungsprogrammen in
fragilen Kontexten ausgerichtet sein. Auf Anregung von Sténderétin Anne Seydoux-
Christ (cvp, JU) habe man auch besondere Bestrebungen zur Abschaffung der
Todesstrafe im frankophonen Raum forciert. Derzeit sei die Todesstrafe in 55 der 79
Mitgliedsstaaten der Frankophonie abgeschafft und in 14 weiteren Staaten zwar noch
gesetzlich verankert, aber seit mindestens zehn Jahren nicht mehr angewendet
worden. Trotz grosser Fortschritte in diesem Bereich blieben noch immer einige
«dunkle Flecken» und die Parlamentarierinnen und Parlamentarier, insbesondere aus
dem Umfeld solcher Staaten, spielten eine wichtige Rolle im Fortschritt zur
Abschaffung der Todesstrafe. Hinsichtlich des Schutzes der Mehrsprachigkeit habe
Nationalrat Reynard (sp, VS) im Rahmen der Jahrestagung den Fokus auf die
verschiedenen Kulturrdume, die mit den vier Landessprachen und den Sprachen der
Einwanderinnen und Einwanderer entstiinden und die die Besonderheit der Schweizer
Mehrsprachigkeit ausmachten, sowie auf die Tatsache, dass mehr als die Hélfte der
Schweizerinnen und Schweizer regelmassig zwei Sprachen gebrauchten, gesetzt. Die
Mehrsprachigkeit sei ein Willensakt und musse gepflegt und weiterentwickelt werden,
wie Reynard auch im Bericht paraphrasiert wurde. Auch wenn die Minderheitssprache
Franzosisch in der Schweiz aufgrund rechtlicher Grundlagen geschutzt sei, mlsse die
franzésischsprachige Minderheit regelmassig fur ihre Gleichbehandlung einstehen;
nicht zuletzt auch, weil die Hegemonie des Englischen im Bereich der Wissenschaft und
Forschung im grossen Gegensatz zur Mehrsprachigkeit stehe.

Nebst den internationalen Verhandlungen setzte sich die Delegation im Berichtsjahr
auch mit internen Themen auseinander wie beispielsweise der Festlegung der Werte
und Positionen der Frankophonie, der Zusammenarbeit zwischen Bildungsinstitutionen
der Frankophonie und Schweizer Hochschulen, der Unabhangigkeit der Medien im
frankophonen Afrika oder der Aktivitdt der Schweiz zur Unterstitzung der
Berufsbildung in den Landern des Sudens. Der Bericht schliesst mit der Erkenntnis,
dass die APF eine wichtige Kontaktstelle zur Bundesversammlung darstelle und
insbesondere im Dialog mit den afrikanischen Vertreterinnen und Vertretern von
hochster Bedeutung sei - nicht zuletzt auch, weil Afrika als Ganzes langerfristig immer
mehr an Bedeutung in der Organisation gewinnen werde.
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Auch 2019 gelangten die APK-NR und APK-SR mit ihrem Bericht zur Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) an ihre jeweiligen Rate und
auch in diesem Jahr nahmen sowohl die grosse als auch die kleine Kammer
stillschweigend Kenntnis vom Wirken der Schweizer Delegation im Jahr 2018.

Wahrend die APF als Gesamtorganisation auf die Wahrung der demokratischen
Grundsatze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten Regierungsfihrung im frankophonen
Raum fokussiert, haben die jeweiligen Mitgliedsstaaten ihre individuellen (inter-
Jnationalen Themenschwerpunkte, mit denen sie dieser Vorgabe, im Rahmen
verschiedener, Uber das Jahr verteilter Veranstaltungen nachkommen kénnen - so auch
die Schweizer Delegation. Diese konnte sich unter anderem an der APF-Jahrestagung,
die 2018 vom 05.-10. Juli unter dem Motto «Les bonnes pratiques des Parlements a
I’ere du numérique» in Québec stattfand, einbringen. Zu den international gesetzten
Themenschwerpunkten der Schweiz zahlten, wie auch schon in den Jahren zuvor, die
Bekampfung des grenzlberschreitenden Frauen- und Kinderhandels, die Abschaffung
der Todesstrafe und der Schutz persénlicher Daten im frankophonen Raum. 2018
kamen erganzend Bestrebungen zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung und
-verlusten sowie die Sicherstellung der gemeinsamen Finanzierung des Fernsehsenders
TV5 Monde auf die Themenliste. Der Prasident der Delegation, Nationalrat Jean-Pierre
Grin (svp, VD), hatte in einem Bericht aufgezeigt, dass es sich bei der
Lebensmittelverschwendung um ein weltweites Problem handle, das im Rahmen der
Agenda 2030 auch als ein Nachhaltigkeitsziel aufgegriffen worden sei. Dabei bestehe
hinsichtlich der Konsum- und Produktionsmuster ein offensichtliches Nord-Std-
Gefélle: Wahrend man sich in den Nordlandern um eine Reduktion der
Lebensmittelverschwendung bemuhen solle, stehe flr die Sudlander die Verringerung
der Nachernteverluste im Vordergrund. Wahrend weltweit Gber 800 Mio. Menschen
Hunger litten, gingen zeitgleich rund ein Drittel der weltweit produzierten Lebensmittel
verloren - so auch in der Schweiz, wo 45 Prozent der Lebensmittelverluste in den
Haushalten entstiinden und trotz der damit einhergehenden finanziellen Einbussen von
jahrlich rund CHF 2'000 pro Haushalt nicht zu einem Verhaltensumschwung bewegten.
Dies sei sicherlich auch dadurch bedingt, dass es im Budgetaufwand wiederum einen
grossen Unterschied zwischen Nord- und Sudléndern gebe: Wahrend man in der
Schweiz lediglich 6 Prozent des Haushaltseinkommens fir Lebensmittel aufbringe,
seien es beispielsweise in Kamerun rund 50 Prozent. Entsprechend sollten die
unterschiedlichen Herausforderungen und Methoden der frankophonen Lander
miteinander verglichen werden, um zielfihrende Massnahmen ergreifen zu kénnen. Die
Frage der Finanzierung von TV5 Monde hatte sich im Rahmen der aufkommenden
Geruchte, dass Frankreich seine Beitrdge an den Sender deutlich kirzen wolle,
aufgetan, was die anderen Geldgeberlander stark beunruhigte. Entsprechend habe die
Delegation auf Initiative von Stédnderat Levrat (sp, FR) eine Resolution préasentiert, mit
der die Bedeutung des Senders unterstrichen werden sollte. Der Fernsehsender sei fur
die Mitgliedslander insofern von grosser Bedeutung, als er Programme nationaler
Sender Ubertrage, darunter auch solche von RTS, und somit ein wichtiges Schaufenster
auch fur die Schweiz darstelle, da die Sendungen einem breiten Publikum weltweit
zugénglich gemacht wirden.

Nebst den internationalen Themen setzte sich die Delegation auch 2018 mit einem
internen Themenkatalog auseinander: Schaffung eines universeller Zugangs zu den
Einrichtungen zur Pravention und Behandlung von HIV/Aids, Positionierung der Schweiz
im Hinblick auf die globale digitale Gouvernanz und die Handhabung der politische
Situation in Burundi. Kommissionsvertreter Levrat legte in seiner Berichtserdffnung im
Standerat u.a. auch grossen Wert auf die Erlauterung des letzten Punktes. Burundi ist
seit 2015 mit «Beobachtung» statuiert, nebst «Suspendierung» und «Verwarnung»
eines der drei Sanktionsinstrumente der APF  bei Verletzungen von
Rechtsstaatlichkeitsprinzipien und Menschenrechten. Nach einem Besuch des friiheren
APF-Prasidenten Jacques Chagnon Anfang 2018 in Burundi war die Aufhebung dieser
Sanktion ins Auge gefasst worden. Die Schweizer Delegation sprach sich aber gegen
diesen Entschluss aus, da sie nach Rlcksprachen mit alt-Bundesrat und derzeitigem
Sondergesandten der OIF flr die Region der Grossen Afrikanischen Seen, Pascal
Couchepin, zur Erkenntnis ggkommen war, dass die politische Situation noch zu instabil
sei, um eine Statusanpassung vorzunehmen.

Der Bericht schliesst mit der Folgerung, dass die APF eine wichtige Kontaktstelle flr die
Bundesversammlung sei und viel zur Dialogférderung mit den afrikanischen
Parlamenten beitrage, die innerhalb der Organisation immer mehr an Bedeutung
gewinnen wuirden, und dass sich die Schweizer Delegation auch im Folgejahr um die
Sensibilisierung der anderen Teilnehmer flr die Schweizer Themenschwerpunkte
einsetzen werde.
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In der Herbstsession 2020 nahmen beide Rate den Téatigkeitsbericht der Delegation bei
der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) fir 2019 zur Kenntnis.
Wie schon in den Jahren zuvor lag der Schwerpunkt der Delegationstatigkeit auf der
Wahrung der demokratischen Grundsatze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten
Regierungsfihrung im frankophonen Raum. Diese Anliegen vertrat die Delegation auch
2019 im Rahmen ihres offiziellen Mandats auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene. So brachte sie ihre Expertise beispielsweise an der 45. APF-Jahrestagung ein,
die im Berichtsjahr vom 4.-9. Juli unter dem Motto «Parlements et renforcement de la
démocratie» in Abidjan (CIV) stattfand, oder tauschte sich zwischen dem 13. und 16.
November im jurassischen Delsberg mit Vertretungen der Assemblée régionale Europe
(ARE) aus.

Auf internationaler Ebene setzte die Delegation ihre thematischen Schwerpunkte - wie
auch schon im Jahr zuvor - beim grenziberschreitenden Frauen- und Kinderhandel,
bei den Lebensmittelverlusten und der Lebensmittelverschwendung, bei der
Abschaffung der Todesstrafe, beim Schutz persénlicher Daten sowie der gemeinsamen
Finanzierung des Fernsehsenders TV5 Monde an. 2019 kam ergénzend das Engagement
fur die Selbstbestimmung der Voélker und fur die Volksrechte hinzu, was insbesondere
im Rahmen der Regionalversammlung in Delsberg zur Sprache gekommen war.
Delegationsintern wurden die Beziehungen zwischen China und Afrika sowie die
Préavention von gewalttatigem Extremismus und Radikalisierung thematisch fokussiert.
2019 standen fir die APF auch einige Anderungen an. Nach der Erdffnung der 51.
Legislatur fand im Dezember die konstituierende Sitzung der Delegation statt, die sich
fur die nachsten vier Jahre neu zusammensetzen wirde. Unter anderem tGbernahm neu
Laurent Wehrli (fdp, VD) das Delegationspréasidium von Jean-Pierre Grin (svp, VD).
Erfreulicherweise konnte die Schweizer Delegation das Prasidium der Kommission fur
Bildung, Kommunikation und Kultur (CECAC) halten, auch hier wurde das Amt mit
Legislaturwechsel von Stéanderat Didier Berberat (sp, NE) an Stédnderat Christian Levrat
(sp, FR) Ubergeben. Eine wesentliche Anderung hinsichtlich der internationalen
Mandate der Delegation zeigte sich in einer Ausweitung der Personalkompetenzen:
Beide Rate gewahrten noch im Dezember 2020 einen Kredit zur Entsendung eines
Parlamentsdienstmitarbeitenden fur das Generalsekretariat der APF.

Der Bericht schliesst mit dem neuerlichen Verweis auf die politische Bedeutung des
frankophonen Afrikas fur die Organisation. Dies aufgrund dreier Faktoren: Erstens
deuteten Trends auf einen besonders starken und voraussichtlich anhaltenden
Bevolkerungswachstum auf dem Kontinent hin, zweitens durfte aufgrund der
Entwicklungen im Bildungsbereich der Anteil an Franzdsischsprechenden zunehmen
und drittens diene die OIF im Vorfeld von UNO-Verhandlungen oft als Dialogplattform,
was sowohl die Organisation selbst als auch den afrikanischen Kontinent auf das
internationale Parkett hieve. Im Weiteren werde die Delegation 2020 ihre Arbeiten zu
Lebensmittelverlusten und -verschwendung abschliessen und sich nach anderen
moglichen Handlungsbereichen erkunden. Schliesslich bereite sich die Delegation auf
das voraussichtlich am 3. und 4. September 2020 in Genf stattfindende jahrliche
Treffen des APF-Parlamentariernetzwerks fir die Bekdmpfung von HIV/Aids,
Tuberkulose und Malaria vor.
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